Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2160 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für innergebietlidie Neuordnung 
(30. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der Freien Demokratischen 
Partei eiiigebraditen Entwurf eines Gesetzes zur 
Neugliederung der die Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg -Hohenzollern umfassenden Gebiete 

- Nr. 821 der Drucksachen - 

den von den Abgeordneten Hilpert und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die 
Neugliederung in dem die Länder Baden, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern 
umfassenden Gebiete 

- Nr. 1752 der Drucksachen - 

und den von den Abgeordneten Gengier, Kiesinger, 
Bauknedit und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Neugliederung 
in den Ländern Baden, Württemberg-Baden und 
W ürttemberg-Hohenzollern 

- Nr. 1849 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Erler 

Mitbericfater statter : 

Abgeordneter Parke 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes über die Neugliederung in den Ländern 
Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern in der 
nadifolgenden Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 13. April 1951 

Der Aussdiuß für innergebietliche Neuordnung 
Euler Erler Parke 

Vorsitzender Beriditerstatter Mitberichterstatter 

Drude; Bonner Universitäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertriebe Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und W^baden, Nietzsdiestraße 1 



Entwurf eines zweiten Gesetzes 


Über die Neugliederung in der Ländern Baden, Württemberg-Baden 
und Württem erg-Hohenzollern 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz be- 
schlossen: 

Da eine Vereinbarung der Länder Baden, 
Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern über eine Neugliederung dieser 
Länder nicht zustande gekommen ist, hat der 
Bundestag gemäß Artikel 118 Satz 2 des 
Grundgesetzes das folgende Gesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird; 

Abschnitt I 

Die Durchführung der Volksabstimmung 

S 1 

In den Ländern Baden, Württemberg-Baclen 
und Württemberg-Hohenzollern findet eine 
Volksabstimmung darüber statt, ob diese Län- 
der zu einem Bundesland (Südweststaat) ver- 
einigt oder ob die alten Länder Baden und 
Württemberg (einschließlich Hohenzollern) 
wiederhergestellt werden sollen. 

s 2 

Der Bundesminister des Innern setzt den 
Tag der Abstimmung fest. Die Abstimmung 
muß spätestens am 16, September 1951 statt- 
finden. 

§ 3 

(1) Es werden folgende Abstimmungs- 
bezirke gebildet: 

Abstimmungsbezirk I; das Land Baden, 
Abstimmungsbezirk IT. der Landesbezirk Ba- 
den des Landes Würt- 
temberg-Baden, 

Abstimmungsbezirk III: das Land Württem- 
berg-Hohenzollern, 
Abstimmungsbezirk IV : der Landesbezirk 

Württemberg des 
Landes Württem- 
berg-Baden. 

(2) Die zuständige Landesregierung er- 
nennt für jeden Abstimmungsbezirk einen 
Abstimmungsleiter. 


§ 4 

Der Stimmzettel hat folgenden Wortlaut 
und folgende Form: 

a) im Lande Baden und im Landesbezirk Ba- 
den des Landes Württemberg-Baden (Ge- 
samt-Baden): 

Stimmzettel für die Volksabstimmung 
am ....... 

1. Ich wünsche die Vereinigung der drei 
Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern zu 
einem Bundesland (Südweststaat). 

2. Ich wünsche die Wiederherstellung des 
alten Landes Baden. 

b) Im Lande Württemberg-Hohenzollern und 
im Landesteil Württemberg des Landes 
Württemberg-Baden : 

Stimmzettel für die Volksabstimmung 
am ...... . 

1, Ich wünsche die Vereinigung der drei 
Länder Bäden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern zu 
einem Bundesland (Südweststaat). 

2. Ich wünsche die Wiederherstellung des 
alten Landes Württemberg einschließ- 
lich Hohenzollern. 

§5 

Ein Stimmberechtigter kann nur eine der 
beiden Fragen bejahen. Die Stimmabgabe er-' 
folgt durch Einsetzen eines Kreuzes (X) in 
den einen der beiden Kreise oder durch eine 
sonstige deutliche Kennzeichnimg. 

S 6 

(1) Stimmberechtigt ist, wer am Abstim- 
mungstag 

1. nach Artikel 116 des Grundgesetzes Deut- 
. scher ist, 

2. das einundzwanzigste Lebensjahr voll- 
endet hat, 

3. seit mindestens drei Monaten im Abstim- 
mungsgebiet wohnt. 
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4. nach den im Abstimmungsland geltenden 
Vorschriften weder vom Stimmrecht aus- 
geschlossen noch in der Ausübung des 
Stimmrechts behindert ist. 

(2) Hat der Stimmberechtigte mehrere 
Wohnsitze, so kann er seine Stimme nur ein- 
mal abgeben. 

(3) Wer sein Stimmrecht mehr als einmal 
oder unter falschem Namen abgibt, wird mit 
Gefängnisstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 5 000 DM bestraft, soweit 
nicht in anderen Strafgesetzen eine höhere 
Strafe angedroht ist. 

§ 7 

Stimmberechtigte Beamte, Angestellte und 
Arbeiter im öffentlidien Dienst, die ihren 
Wohnsitz aus dienstlichen Gründen aus dem 
Abstimungsgebiet bis zu einer Entfernung von 
20 km jenseits der Bundesgrenze verlegen 
mußten, sowie die stimmberechtigten Ange- 
hörigen ihres Hausstandes sind auf Antrag in 
die Stimmliste einer benachbarten Gemeinde 
des Abstimungsgebietes einzutragen, soweit 
nicht die beteiligten Landesregierungen be- 
sondere Stimmbezirke einrichten. 

§ 8 

Stimmscheine haben nur innerhalb des Ab- 
stimmungsbezirks Gültigkeit, in dem sic aus- 
gegeben wurden. 

^ 

(1) Auf die Volksabstimmung, insbesondere 
auf die Aufstellung und öffentliche Auflegung 
der Stimmlisten, den Einspruch gegen ihre 
Richtigkeit, die Anfechtung von Abstimmun- 
gen und die Durchführung von Nachabstim- 
mungen finden die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die Volksabstimmungen (Volks- 
entscheid) entsprechende Anwendung mit der 
Maßgabe, daß für die Entscheidung über die 
Anfechtung von Abstimmungen das Bundes- 
verfassungsgericht zuständig ist. 

(2) Die Bezirksabstimmungsleiter (§ 3) über- 
mitteln die Ergebnisse der Abstimmung in 
ihrem Abstimmungsbezirk dem Bundesministcr 
des Innern, der das Abstimmungsergebnis fest- 
stellt und im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

§ 10 

(1) Ergibt die Volksabstimmung im ge- 
samten Abstimmungsgebiet und in minde- 
stens drei der nach § 3 gebildeten Abstim- 
mungsbezirke eine Mehrheit für die Ver- 
einigung der Länder zu einem Bundesland, so 


wird dieses Land nach Maßgabe der §§11 bis 
20 dieses Gesetzes gebildet. 

(2) Ergibt sich keine Mehrheit nach Ab- 
satz 1, so werden die alten Länder Baden und 
Württemberg (einschließlich Hohenzollern) 
nach Maßgabe der §§ 21 bis 26 dieses Ge- 
setzes wiedcrhergcstellt. 

Abschnitt II 

Das Verfahren bei der Vereinigung der 

Länder Baden, Württemberg-Baden und 
Württemberg-HohenzoIIern zu einem 
Bundesland 

§ 11 

Die Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-HohenzoIIern sind mit der 
Bildung der vorläufigen Regierung (§ 14 

Absatz 4) zu einem Bundesland vereinigt. 

§ 12 

(1) Die Regierungen der beteiligten Länder 
bilden unmittelbar nach der Volksabstimmung 
einen Ministerrat. Er nimmt die ihm nach 
§§ 13, 14, 15, 17 und 18 übertragenen Be- 
fugnisse wahr. Seine Aufgaben enden mit der 
Bildung der vorläufigen Regierung (§ 14 Ab- 
satz 4). 

(2) Der Ministerrat besteht aus vier von 
der Regierung des Landes Württemberg- 
Baden und aus je zwei von den Regierungen 
der Länder Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern zu bestimmenden Vertretern. Von den 
Vertretern des Landes Württemberg-Baden 
müssen zwei aus dem Landesbezirk Baden 
stammen. Für jeden Vertreter ist ein Stell- 
vertreter zu benennen. 

(3) Der Ministerrat wird auf den 5. Werk- 
tag nach der Veröffentlichung des Abstim- 
mungsergebnisses im Bundesanzeiger (§ 9 Ab- 
satz 2) vom Ministerpräsidenten des Landes 
Württemberg-Baden cinberufen. 

(4) Der Ministerrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

Die Entscheidungen erfolgen durch Mehr- 
heitsbeschluß. 

§ 13 

(1) Der Ministerrat hat innerhalb von drei 
Monaten nach der Volksabstimmung die Wahl 
der verfassunggebenden Landesversammlung 
des neuen Bundeslandes durchzuführen. 

(2) Die verfassunggebende Landesversamm- 
lung besteht aus mindestens 120 Abgeord- 
neten, von denen 
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Württemberg-Baden 

mindestens 73 Abgeordnete 

Baden mindestens 25 Abgeordnete 

Württemberg-Hohcnzollern 

mindestens 22 Abgeordnete 

zu wählen haben. 

(3) Die Wahlen werden in entsprechender 
Anwendung der Bestimmungen des Wahl- 
gesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 15. Juni 1949 (BGBl. S. 21) 
durchgeführt. Die Vorschriften des Artikels 41 
des Grundgesetzes gelten entsprechend. Der 
Ministerrat ist ermächtigt, die erforderlichen 
Durchführungsverordnungen zu erlassen. 

§ 14 

(1) Die verfassunggebende Landesver- 
sammlurig wird von dem Vorsitzenden des 
Ministerrats auf den 16. Tag nach der Wahl 
einberufen. 

(2) Die verfassunggebende Landesver- 
sammlung beschließt die Landesverfassung, 
die mit der Verkündung durch die vorläufige 
Regierung wirksam wird. 

(3) Sic kann verfassungsrechtliche Be- 
stimmungen, Gesetze und Maßnahmen, die 
im Interesse der Bildung des neuen Bundes- 
landes schon vor Inkrafttreten der Ver- 
fassung erforderlich sind, beschließen. 

(4) Sie wählt spätestens einen Monat nach 
ihrem Zusammentritt den Ministerpräsidenten. 
Dieser ernennt binnen 2 Wochen die Minister 
und stellt den Zeitpunkt der Bildung der vor- 
läufigen Regierung fest. 

(5) Nach dem Inkrafttreten der Verfassung 
nimmt die verfassunggebende Landesver- 
sammlung die Befugnisse des ersten Landtages 
auf längstens 2 Jahre wahr. 

(6) Die Beschlüsse der verfassunggebenden 
Landesversammlung werden mit einfacher 
Mehrheit gefaßt, soweit sie nichts anderes 
bestimmt. 

§ 15 

Der Ministerrat oder die vorläufige Re- 
gierung können der verfassunggebenden 
Landesversammlung einen Verfassungsentwurf 
vorlegen und Anträge stellen. Die Mitglieder 
des Ministerrats oder der vorläufigen Regie- 
rung oder Ihre Beauftragten haben zu allen 
Sitzungen der verfassunggebenden Landes- 
versammlung und ihrer Ausschüsse Zutritt. 
Sie müsssen jederzeit gehört werden. 


§ 16 

Die beteiligten Länder sind verpflichtet, 
vom Tage der Volksabstimmung an alle Maß- 
nahmen zu unterlassen, welche die bestehenden 
Verwaltungsorganisationen oder den Besitz- 
und Vermögensstand des Landes erheblich 
ändern, nachhaltige finanzielle Verpflichtun- 
gen des neuen Bundeslandes begründen oder 
in sonstiger Weise geeignet sind, die Ver- 
einigung zu beeinträchtigen. 

§ 17 

Der Ministerrat hat das Recht, gegen Ge- 
setze und Maßnahmen, die entgegen dem § 16 
ergangen sind, Einspruch einzulegen. Der Ein- 
spruch hat aufschiebende Wirkung. Gegen den 
Einspruch ist die Anrufung der verfassung- 
gebenden Landesversammlung zulässig. 

§ 18 

(1) Folgende Maßnahmen der beteiligten 
Länder bedürfen der Genehmigung des Mi- 
nisterrats: 

1, Ernennung und Beförderung von Be- 
amten des höheren Dienstes bei den ober- 
sten Landesbehörden und bei den Landes- 
mittelbehörden, sowie bei den obersten 
Gerichten. Das gleiche gilt für die Dienst- 
verträge von Angestellten in entspredien- 
den Stellungen. 

2. Einmalige Ausgaben des ordentlichen und 
außerordentlichen Flaushalts, deren ins- 
gesamt veranschlagter Aufwand mehr als 
1 Million Deutsche Mark beträgt. 

(2) Die Länderregierungen sind ver- 
pflichtet, dem Ministerrat alle für seine Tätig- 
keit erforderlichen Unterlagen zur Verfü- 
gung zu stellen. 

§ 19 

Die Aufwendungen für den Ministerrat, 
für die verfassunggebende Landesversamm- 
lung und die vorläufige Regierung werden 
von den beteiligten Ländern Im Verhältnis 
des Aufkommens an Ländersteuern getragen. 

§ 20 

Die Verfassungen der beteiligten Länder 
treten spätestens mit Inkrafttreten der Ver- 
fassung des neuen Bundeslandes endgültig 
außer Kraft, soweit die verfassunggebende 
Landesversammlung nicht für einzelne Vor- 
sdiriften andere Bestimmungen trifft. 
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Abschnitt III 

Das Verfahren bei der Wiederherstellung 
der alten Länder Baden und Württemberg 
einschließlich Hohenzollern 

§ 21 

Mit der Bekanntmachung des Bundes- 
ministers des Innern über die Bildung der 
vorläufigen Regierungen in den beiden neuen 
Bundesländern (§ 24 Absatz 4) sind das Land 
Baden und der Landesbezirk Baden des 
Landes Württemberg-Baden zu einem 
Bundesland Baden, das Land Württemberg- 
Hohenzollern und der Landesbezirk Würt- 
temberg des Landes Württemberg-Baden zu 
einem Bundesland Württemberg vereinigt, 

§ 22 

(1) Die Regierungen der beteiligten Länder 
bilden unmittelbar nach der Volksabstim- 
mung je einen Ministerrat für das neue 
Land Baden und das neue Land Württem- 
berg. Die Ministerräte nehmen die ihnen 
nach den §§ 23 bis 25 übertragenen Befug- 
nisse wahr. Ihre Aufgaben enden an dem 
Tage, an dem der Bundesminister des Innern 
die Bildung der vorläufigen Regierungen in 
den neuen Ländern Baden und Württemberg 
im Bundesanzeiger bekanntgibt (§ 24 Ab- 
satz 4). 

(2) Der Ministerrat für das neue Land 
Baden besteht aus je 2 von den Rcgieruiigen 
der Länder Württemberg-Baden und Baden 
zu bestimmenden Vertretern. Der Mmister- 
rat für das neue Land Württemberg besteht 
aus je 2 von den Regierungen der Länder 
Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern zu bestimmenden Vertretern. 

(3) Für jeden Vertreter ist ein Stellver- 
treter zu benennen. Die Vertreter und Stell- 
vertreter müssen jeweils ihren ständigen 
Wohnsitz im neu zu bildenden Land haben. 

(4) Die Ministerräte werden auf den 
5. Werktag nach der Abstimmung ein- 
berufen, Der Ministerrat für das neue Land 
Baden wird vom Staatspräsidenten des 
Landes Baden, der Ministerrat für das neue 
Land Württemberg vom Staatspräsidenten 
des Landes Württemberg-Hohenzollern ein- 
berufen. 

(5) Jeder Ministerrat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und gibt sidi eine 
Geschäftsordnung, Die Entscheidungen er- 
folgen durch Mehrheitsbeschluß. 


§ 23 

(1) Die beiden Ministerräte haben inner- 
halb von drei Monaten nadi der Volksab- 
stimmung die Wahlen der verfassunggeben- 
den Landesversammlungen der beiden neuen 
Länder. Baden und Württemberg durchzu- 
führen. 

(2) Die verfassunggebende Landes versamim- 
lung des neuen Landes Baden besteht aus 
70 Abgeordneten, von denen das Land Baden 
mindestens 33 Abgeordnete und der Landes- 
bezirk Baden des Landes Württemberg- 
Baden mindestens 37 Abgeordnete zu wählen 
hat. Die verfassunggebende Landesversamm- 
lung des neuen Landes Württemberg besteht 
aus mindestens 80 Abgeordneten, von denen 
das Land Württemberg-FIohenzollern min- 
destens 26 Abgeordnete und der Landes- 
bezirk Württemberg des Landes Württem- 
berg-Baden mindestens 54 Abgeordnete zu 
wählen hat. 

(3) Die Wahlen werden in entsprechender 
Anv/endung der Bestimmungen des Wahl- 
gesetzes zum Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 15. Juni 1949 (BGBl. S. 21) 
durchgeführt. Die Vorschriften des Ar- 
tikels 41 des Grundgesetzes gelten ent- 
sprechend. Die beiden Ministerräte sind er- 
mächtigt, die erforderlichen Durchführungs- 
verordnungen zu erlassen. 

§ 24 

(1) Die verfassunggebenden Landes Ver- 
sammlungen werden von den Vorsitzenden 
der Ministerräte auf den 16. Tag nach der 
Wahl einberufen. 

(2) Die verfassunggebenden Landesver- 
sammlungen beschließen die Landesverfas- 
sungen, die mit der Verkündung durch die 
vorläufigen Regierungen wirksam werden. 

(3) Die verfassunggebenden Landesver- 
sammlungen können verfassungsrechtliche Be- 
stimmungen, Gesetze und Maßnahmen, die 
im Interesse der Bildung der neuen Bundes- 
länder schon vor Inkrafttreten der neuen 
Verfassungen erforderlich sind, erlassen. 

(4) Sie wählen spätestens einen Monat nach 
ihrem Zusammentritt die Ministerpräsiden- 
ten. Die Ministerpräsidenten ernennen 
binnen 2 Wochen die Minister und stellen 
den Zeitpunkt der Bildung der vorläufigen 
Regierungen fest. Jeder der Ministerpräsi- 
denten hat den Zeitpunkt der Bildung der 
vorläufigen Regierung dem Bundesminister 
des Innern mitzuteilen. Der Bundesminister 
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des Innern gibt nach Eintreffen der letzten 
Mitteilung im Bundesanzeiger die Bildung 
der beiden vorläufigen Regierungen bekannt. 
Mit dem Tage der Bekanntmachung sind die 
beiden neuen Bundesländer Baden und Würt- 
temberg gebildet. 

(5) Nach dem Inkrafttreten der Verfas- 
sungen nehmen die verfassunggebenden Lan- 
desversammlungen die Befugnisse des ersten 
Landtags auf längstens 2 Jahre wahr. 

(6) Die Beschlüsse der verfassunggebenden 
Landesversammlungen werden mit einfacher 
Mehrheit gefaßt, soweit sie nichts anderes 
bestimmen. 

§ 25 

Die §§15 bis 19 finden entsprechende An- 
wendung. 

§ 26 

Das Vermögen der bisherigen Länder geht 
als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten 


auf die neu gebildeten Länder über mit der 
Maßgabe, daß die Auseinandersetzung des 
Landes Württemberg-Baden durch eine Ver- 
einbarung der beiden neuen Länder erfolgt. 
Kommt eine Einigung zwischen diesen nicht 
zustande, so entscheidet ein Schiedsgericht, 
daß aus je 2 von den beiden Ländern und 3 
von der Bundesregierung zu benennenden 
Mitgliedern besteht. 

Das Schiedsgericht bestimmt den Vorsitzen- 
den aus seiner Mitte. 

Abschnitt IV 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 27 

(1) Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt 
die zur Durchführung erforderlichen Rechts- 
verordnungen, 
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